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Alles eine Frage der Organisation!
Organizing. Deutsch-TrainerInnen wehren sich.
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Nahezu jeder Arbeits-
bereich sowie jede 

Branche sind der allseits 
um sich greifenden Neo-
liberalisierung ausgesetzt. 
Dennoch bzw. oft genau 
deshalb werden die be-
troffenen Arbeitnehmne-
rInnen gewerkschaftlich 
nur schwer erreicht.

Viele Werktätige im So-
zial-, Bildungs- und Ge-
sunheitsbereich klagen 
über die mit diesen Ent-
wicklungen verbundenen 
Begleiterscheinungen wie 
extrem flexible Arbeits-
zeiten, niedriger Lohn und 
unbezahlte Zusatztätig-
keiten.

Die IG Social hat sich 
daher zum Ziel gesetzt, 
jene KollegInnen bei der 
Durchsetzung ihrer Inte-
ressen zu unterstützen, die 
selbst aktiv werden wollen. 

Im Bereich der Erwach-
senenbildung sind unter 
anderem Deutschtrai-
nerInnen oftmals Opfer 
derartiger Entwicklungen. 
Auf einer gut besuchten 
Informationsveranstaltung 
am 24. Oktober 2016 in 
der Fachbuchhandlung 
des ÖGB-Verlages zu die-
sem Thema wurde von 

zahlreichen betroffenen 
KollegInnen der Wunsch 
nach einem Organizing-
Workshop geäußert, der 
schließlich am 18. Febru-
ar stattfand.

Am Tag des Seminars 
durften wir ca. 30 Teil-
nehmerInnen aus sechs 
der größten Erwachsenen-
bildungseinrichtungen in 
den Räumlichkeiten des 
Bildungszentrums der Ar-
beiterkammer Wien be-
grüßen.

Selma Schacht (Vor-
sitzende des Bundesaus-
schusses der IG Social) 
und Axel Magnus (Vor-
sitzender des Wiener Re-
gionalausschusses der 
IG Social) leiteten den 
Workshop und machten 
die interessierten Teilneh-
merInnen mit nützlichen 
Tools wie aktivierende 
Gesprächsführung oder 
dem Erstellen von Be-
triebslandkarten vertraut.

Die Inhalte stießen auf 
großes Interesse und es 
kam in weiterer Folge zu 
reger Beteiligung der An-
wesenden, wodurch eine 
produktive Diskussion 
über potentielle weitere 
Vorgangsweisen entstand. 

Besonders erfreulich war 
die allseits spürbare Be-
reitschaft zur Vernetzung 
der KollegInnen, welche 
durch das Erstellen einer 
Email-Liste zur Terminfin-
dung für das Erarbeiten 
einer Betriebslandkarte 
sogleich in die Praxis um-
gesetzt wurde.

Am Ende der Veran-
staltung gingen die mo-
tivierten KollegInnen mit 
dem Angebot der weite-
ren Begleitung ihres Ver-
netzungs- und Organi-
zingprozesses und einem 

vereinbarten Folgetermin 
in ihr wohlverdientes Wo-
chenende.

Am 22. April trafen 
sich schließlich um die 60 
TrainerInnen aus fast 20 
Einrichtungen erneut, um 
erste Forderungen (hö-
here Bezahlung, bezahlte 
Vor- und Nachbereitungs-
zeiten) zu erarbeiten und 
erste Aktionen zu planen, 

um diesen Nachdruck zu 
verleihen. Die erste Akti-
on wurde dann mit einem 
Flashmob am traditio-
nellen Kampftag der Ar-
beiterInnenklasse, dem 1. 
Mai, umgesetzt und fand 
einigen Widerhall in den 
Medien.

Und schon ist wieder 
das nächste Treffen für 
den 10. Juni geplant.

Im Zuge der parlamen-
tarischen Behandlung 

des neuen Erwachsenen-
schutzgesetzes haben 
zahlreiche Interventionen, 
von Seiten der Betriebs-
räte-Arbeitsgemeinschaft 
der vier Sachwalterver-
eine mittels Brief an den 
Justizminister, aber auch 
durch die Dienstgebersei-
te, durch GPA-djp-Vorsit-
zenden Wolfgang Katzian 
sowie die Justiz- und Be-
hindertensprecherInnen 
erste Wirkung gezeigt.

Der Rechtsschutz für 
Kinder und Jugendliche in 
Wohneinrichtungen durch 
die Bewohnervertretung 
wurde wieder ins Reform-
vorhaben aufgenommen. 
Hinsichtlich einer ausrei-
chenden und langfristigen 
Finanzierung des erfor-
derlichen Personals für 
die neuen Aufgaben der 
künftigen Erwachsenen-
schutzvereine stellte Justiz-
minister Brandstetter in der 
Plenardebatte fest, er sehe 
die Finanzierung als gesi-

chert, allfällige zusätzliche 
Aufwendungen könnten 
durch die Rücklagen sei-
nes Resorts bedeckt wer-
den, wobei eine entspre-
chende Bewilligung seitens 
des Finanzministers bereits 
vorliege.

Während  nun das vom 
Parlament am 30.3.2017 
einstimmig beschlossene 
Erwachsenenschutzgesetz 
allseits begrüßt wird, blei-
ben die vier Sachwalterver-
eine hinsichtlich der Mittel 
für zusätzliches Personal 
weiter im Ungewissen!

Falls die notwendige Fi-
nanzierung weiterhin un-
geklärt bleibt, planen die 
BetriebsrätInnen bereits ab 
Mitte Mai weitere Interven-
tionen. 

Die seitens der Regie-
rung durchgepeitsch-

te Novellierung des Ver-
sammlungsrechts ist ein 
brachialer Angriff auf die 
demokratischen Grund-
rechte im Land. Dieses 
wurde – gerade auch 
von GewerkschafterInnen 
– in harten Kämpfen er-
rungen, und ist seit 1867 
verfassungsrechtlich ver-
ankert. Es stellt ein un-
verzichtbares Grundrecht 
dar, welches durch die von 
SPÖ und ÖVP beschlos-
sene Gesetzesänderung 
massiv eingeschränkt wur-
de.

Die Verlängerung der 
Anmeldefrist macht es un-
möglich, kurzfristig öffent-
lich auf politische Ereig-

nisse zu reagieren. Dieser 
Abbau demokratischer 
Rechte erstreckt sich bis 
ins unmittelbarste gewerk-
schaftliche Wirken wie z.B. 
nötige Spontanaktionen 
anlässlich blockierter 
Kollektivvertragsverhand-
lungen, kurzfristige Soli-
daritätskundgebungen, …

Mit der neuen Mög-
lichkeit, „außenpolitische 
Interessen“ als Untersa-
gungsgrund heranzuzie-
hen wird in Österreich le-
benden und arbeitenden 
Menschen, die in ihren 
Herkunftsländern Unter-
drückung und Verfolgung 
ausgesetzt sind, das Recht 
genommen, sich hierzu-
lande politisches Gehör 
zu verschaffen. 

Nein zur 
Einschränkung des 

Versammlungs-
rechts!


